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Text 

Leistungen an Personen mit dem Wohnsitz außerhalb des Sprengels des zuständigen 
Versicherungsträgers. 

§ 129. (1) Haben Versicherte oder deren Angehörige ihren Wohnsitz außerhalb des Sprengels des für 
sie zuständigen Versicherungsträgers, so ist auf dessen Ersuchen der für den Wohnsitz zuständige 
Versicherungsträger verpflichtet, die Leistungen gegen Kostenersatz zu gewähren. In dem Ersuchen sind 
Art und Ausmaß der zu gewährenden Leistungen zu bezeichnen. Bei der Ermittlung des Kostenersatzes 
ist die Verrechnung von Kosten für Verwaltungsauslagen ausgeschlossen. Die mit dem 
Versicherungsträger des Wohnsitzes in vertraglichen Beziehungen stehenden Personen und Einrichtungen 
(Ärzte, Apotheker, Krankenanstalten usw.) sind zur Leistung nach den für sie geltenden Verträgen auch 
in diesen Fällen verpflichtet. 

(2) Die im Abs. 1 vorgesehene Regelung gilt entsprechend für den Versicherten und seine 
Angehörigen, wenn sie während eines vorübergehenden Aufenthaltes außerhalb des Sprengels ihres 
zuständigen Versicherungsträgers erkranken. 

(3) Erstreckt sich der örtliche Wirkungsbereich eines Versicherungsträgers über das Gebiet eines 
Landes hinaus, so kann dieser Versicherungsträger, sofern es zur besseren Betreuung der Versicherten 
und ihrer Angehörigen angebracht ist, einen anderen nach dem Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
des Versicherten (der Angehörigen) zuständigen Versicherungsträger gegen Kostenersatz mit der 
Erbringung der Leistungen betrauen. Abs. 1 vorletzter und letzter Satz sind entsprechend anzuwenden. 
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(4) Das Ersuchen um Betreuung von Versicherten (Angehörigen) ist an die Gebietskrankenkasse zu 
richten, in deren Sprengel der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt des Versicherten (seiner 
Angehörigen) liegt. 

(5) Der Hauptverband kann mit Zustimmung des Bundesministers für soziale Verwaltung bindende 
Richtlinien über die Form der Inanspruchnahme sowie die Festsetzung und die Verrechnung des 
Kostenersatzes aufstellen. Diese Richtlinien sind in der Fachzeitschrift „Soziale Sicherheit“ zu 
verlautbaren. 
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